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H. JÖRG THIEME

Soziale Marktwirtschaft – Denkfehler oder
Gestaltungsdefekte?1

Zum Hintergrund der Themenwahl
Abschiedsvorlesungen sind sehr eigenartige Veranstaltungen. Betroffene sind meist unsi-
cher, was als Thema gewählt werden soll.

Häufig werden solche einstündigen Vorlesungen vor dem anschließenden Buffet ge-
nutzt, um über eigene Forschungsfelder und – wenn möglich – über Forschungsergebnisse
zu sprechen. Ein solcher vergangenheitsbezogener Bericht wurde verworfen, weil Neugie-
rige und wirklich Interessierte dies heutzutage jederzeit im Internet abrufen können.

Eine zweite, sicherlich interessante Variante der Themenwahl wäre gewesen, darüber zu
sprechen, welche Forschungsziele und komplexen Erkenntnisprogramme man im Laufe
der Jahrzehnte formuliert, aber nie verwirklicht hat. Ein solches Vorgehen wäre insbeson-
dere für anwesende Kollegen vermutlich sehr erhellend und spannend, für den Betroffenen
aber wahrscheinlich eher peinlich und vielleicht auch ein wenig deprimierend. Dies sollten
sich Betroffene an einem solchen Tag nicht unbedingt antun.

Ein dritter, hier gewählter Weg bei der Themenauswahl besteht darin zu fragen: Was
nervt und regt einen seit über 40 Jahren in liberaler Tradition forschenden und lehrenden
Nationalökonomen besonders auf, wenn er heute Zeitungskommentare liest, Talkshows
beobachtet, öffentliche wirtschaftspolitische Diskussionen und leider auch Auseinander-
setzungen im eigenen Fache verfolgt? Die Antwort war schnell gefunden: Es ist die zu-
nächst nur aufflackernde, heute schon lodernde Kritik an der neoliberalen Konzeption und
Interpretation der „Sozialen Marktwirtschaft“. Die Situation erinnert an heftige Diskussio-
nen vor 40 Jahren, allerdings wurden sie damals auch in der Wissenschaft von Anhängern
verschiedener ordnungstheoretischer und wirtschaftspolitischer Konzeptionen argumenta-
tiv auf recht hohem Niveau geführt. Heute hingegen dominieren tumbe Ideologievorwürfe,
wobei offensichtlich ist, dass weder die lautstarken Diskutanten noch – und das wiegt
schwerer – die Zuhörer über fundamentale Kenntnisse der ökonomischen und sozialen
Wirkungszusammenhänge in einer komplexen Gesellschaft verfügen, in der sie leben.

Einige Zitate aus der Presse der vergangenen Monate verdeutlichen die Stoßrichtung
dieser Kritik:

• „Auch zur notwendigen Verteidigung der sozialen Marktwirtschaft gegenüber dem
arroganten Neoliberalismus müssen wir ganz deutlich Flagge zeigen.“ (Karl Kardinal
Lehmann, März 2006)

• „Das Ergebnis der neoliberalen Exzesse: Die Arbeitslosigkeit ist auf Rekordhöhe.“
(Oskar Lafontaine, März 2006)

1 Abschiedsvorlesung, gehalten am 12. Juli 2006 in Düsseldorf.
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• „Der Raubtierkapitalismus in Deutschland muss beseitigt werden.“ (Oskar Lafontaine,
Mai 2006)

• „Beck fordert den sozialen Markt.“ (Frankfurter Allgemeine Zeitung zur Antrittsrede
von Kurt Beck als Parteivorsitzender der SPD, April 2006)

• „Demokratische Willensbildung muss nach Jahren der nur scheinbar objektiven Ideo-
logie der Marktliberalen wieder Vorrang vor ökonomischen Einzelinteressen haben.“
(Sigmar Gabriel, Juni 2006)

• „Was sich heute als Neoliberalismus verkauft, ist ein Rückgriff auf Methoden des
Manchester-Liberalismus im 19. Jahrhundert.“ (Günter Grass, 1999)

Die Zitate könnten beliebig fortgesetzt werden: Sie alle zeigen auf erschreckende Weise
die tief verwurzelte Unkenntnis über die ordnungstheoretischen Grundlagen der „Sozialen
Marktwirtschaft“. Und: Es sind keine Nationalökonomen, die die ihnen bereitete Bühne
der Öffentlichkeit wirksam nutzen.

Solche Interpretationen sowie die Qualitätsverschlechterung auch in der wissenschaft-
lichen Diskussion sind u.a. darin begründet, dass ordnungstheoretisches und -politisches
Denken von den jüngeren, in der Öffentlichkeit als Shootingstars gehandelten National-
ökonomen als ideologieverdächtiges Wissenschaftskonzept betrachtet wird. Stattdessen
werden spieltheoretisch begründete und experimentell erprobte pragmatische Teillösun-
gen für Einzelprobleme von Ökonomen gefordert, die Politiker umzusetzen willens und
in der Lage sind. In diesem Sinne sollen sich Ökonomen „disziplinieren“, wenn Sie ernst
genommen werden wollen.

Wie soll und kann dies funktionieren, wenn kein stimmiger Bauplan für das wirtschaftli-
che und soziale Zusammenleben in der Gesellschaft existiert, der als Leitbild für politische
Entscheidungen fungiert?

Das neoliberale Konzept einer „Sozialen Marktwirtschaft“
Im neoliberalen oder – in der deutschen Ausprägung der Freiburger Schule – ordoliberalen
Konzept der Sozialen Marktwirtschaft steht das Individuum im Zentrum einer freiheitli-
chen Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung. Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung sind
durch den „starken“ Staat aktiv ordnungspolitisch zu gestalten. Die Menschen sollen ihre
kreativen Fähigkeiten zur Verwirklichung ihrer eigenen Interessen einsetzen können (freie
Entscheidungs- und Handlungsspielräume) und dabei in einer wettbewerblichen Markt-
ordnung zugleich den Interessen aller dienen (Wettbewerbsordnung). Natürlich ist der
Mensch – wie es schon Immanuel Kant formuliert hat – „animal sociale“, braucht die
Gesellschaft, ist mitteilungsfreudig, gesellig, auf andere angewiesen. Aber er ist auch und
insbesondere „animal individuale“, getrieben von „Ich-, Herrsch-, Hab- und Ehrsucht“ –
das habe ich bei einem meiner Lehrer, K. Paul Hensel (Assistent von Walter Eucken), früh-
zeitig gelernt. Das Individualinteresse prägt den Menschen, treibt ihn voran: Sichergestellt
werden muss, dass die Verwirklichung von Einzelinteressen zugleich anderen nützt. Und
das ist das Problem der ordnungspolitischen Rahmenbedingungen, bei deren Gestaltung
eben nicht vom „Gutmenschen“ ausgegangen werden darf!

Anders als im klassischen Liberalismus oder in der Chicago-Tradition der Institutionen-
ökonomie weist die ordoliberale Konzeption dem Staat zentrale Aufgaben zu:
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• Da dauerhafte Machtpositionen (private und staatliche) am wirksamsten durch Wett-
bewerb (und nicht durch Verstaatlichung oder staatliche Marktkontrolle) verhindert
oder bekämpft werden können, gilt es für den Staat, eine aktive Wettbewerbspolitik zu
betreiben. Dies bedeutet u.a. insbesondere, Kartelle zu verhindern, wettbewerbsmin-
dernde Unternehmenszusammenschlüsse zu vermeiden sowie national und internatio-
nal das Prinzip offener Märkte zu verwirklichen, also Marktein- und Marktaustritts-
barrieren weitgehend zu beseitigen.

• Wettbewerbsprozesse liefern nach aller Erfahrung sehr gute ökonomische Ergebnisse
und sind deshalb die beste Basis für eine soziale Ordnungspolitik. Durch Wettbe-
werb initiierte Wachstumsprozesse induzieren dynamische Strukturanpassungen an
veränderte Rahmenbedingungen. Hierdurch werden Arbeitsplätze in alten, überkom-
menen Wirtschaftszweigen vernichtet und zugleich neue Beschäftigungsmöglichkei-
ten in neuen Wirtschaftszweigen geschaffen. Diese Dynamik sicherte bis Anfang der
1970er Jahre in Deutschland einen hohen Beschäftigungsstand und schuf damit die
besten Voraussetzungen für die Verwirklichung sozialer Ziele.

• Die gesamtwirtschaftliche Effizienz der dezentralen, wettbewerbsorientierten Prozess-
lenkung in einer Marktwirtschaft hängt wesentlich davon ab, ob das Spiel der relativen
Preise bzw. Ertragssätze auf Güter- und Vermögensmärkten funktioniert. Nur wenn
sich die relativen Preise nach Datenvariationen ändern, werden die richtigen Allokati-
ons-, Lenkungs- und Verwendungssignale in die einzelwirtschaftlichen Pläne projiziert
und zügige Anpassungsprozesse initiiert.

• Die Wirtschaftspolitik des Staates sollte in der Sozialen Marktwirtschaft primär auf
die Gestaltung der institutionellen, längerfristig verbindlichen Rahmenbedingungen
gerichtet sein und nicht auf diskretionäre Prozesseingriffe, weil dadurch die Funktio-
nen der relativen Preise gestört werden.

Diese (und andere) Ordnungsprinzipien sollten die Soziale Marktwirtschaft prägen,
nach der „auf der Basis der Wettbewerbswirtschaft die freie Initiative mit einem gerade
durch die marktwirtschaftliche Leistung gesicherten sozialen Fortschritt [. . .]“ zu verbin-
den sind.2 Es ging um eine Synthese zwischen dem „Prinzip der Freiheit auf dem Markte
mit dem des sozialen Ausgleichs“.3

Ist diese Synthese in der Realität gelungen? Oder bestehen Konzeptionsmängel, die
in der anfänglichen Erfolgsgeschichte der Sozialen Marktwirtschaft in Westdeutschland
(„Wirtschaftswunderland“) bis 1970 nur durch die ordnungspolitische Standhaftigkeit von
Persönlichkeiten in der Wirtschaftspolitik überdeckt wurden? Haben diese Konzeptions-
mängel den Weg von der „Sozialen Marktwirtschaft“ zum „Wohlfahrtsstaat“ geebnet, wie
Artur Woll es schon 1984 formuliert hat?4 Oder haben die „neoliberalen Marktradikalen“
den sozialen Ausgleich negiert und dem „Raubtierkapitalismus“ zum Durchbruch verhol-
fen?

2 Müller-Armack (1956: 390).
3 Müller-Armack (1956: 390).
4 Vgl. Woll (1984).
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Konzeptionsmängel
In der Tat waren mindestens drei Leerstellen bzw. Konzeptionsmängel im ordoliberalen
Konzept angelegt, die im zunehmenden Maße von Politikern durch systeminkonforme
Aktivitäten ausgefüllt wurden. Alfred Schüller hat die Soziale Marktwirtschaft im vergan-
genen Jahr als eine „verlassene ordnungspolitische Baustelle“ bezeichnet:5 Wäre sie nur
verlassen! Es tummeln sich viele kenntnisarme staatliche Prozessfummler, die eine Pro-
zessintervention nach der anderen kreieren, mit rasant wachsender Geschwindigkeit um-
setzen und damit die kreativen Leistungspotenziale der Individuen tagtäglich reduzieren.
Dadurch entstanden erhebliche gesamtwirtschaftliche Effizienz- und Anpassungsverluste,
wie die seit Jahren nahezu stagnierende Wirtschaft bei geringem Innovationspotenzial be-
legt.

Diese Konzeptionsmängel können mit drei Hypothesen kurz charakterisiert werden:

Instabilitätshypothese
Im Ordnungskonzept der Sozialen Marktwirtschaft wird eine aktive, auch kurzfristig ope-
rierende Geld-, Finanz- und Außenwirtschaftspolitik befürwortet, weil von der – einer
Marktwirtschaft inhärenten – Instabilität des privaten Sektors ausgegangen wird.6 Der
private Sektor verursache gesamtwirtschaftliche Instabilitäten (Konjunkturzyklen), weil
sein Handeln an einzelwirtschaftlichen Interessen ausgerichtet ist, falsche Erwartungen
gebildet werden und vor allem keine gesamtwirtschaftliche Prozesskoordination durch den
Staat erfolgt.

Theoretische und empirische Analysen der Geld-, Finanz- und Transmissionstheorie
belegen allerdings eindrucksvoll, dass der private Sektor über Stabilitätseigenschaften in
doppelter Hinsicht verfügt:

• Konsum-, Investitions-, Spar- und Kassenhaltungsverhalten von privaten Haushalten
und Unternehmen ändern sich keineswegs kurzfristig und abrupt ohne Grund; sie ver-
ursachen deshalb auch keine Wirtschaftszyklen.

• Der private Sektor verfügt im Gegenteil über sehr hohe Absorptionseigenschaften, exo-
gene Schocks (Energiepreiserhöhungen, Mehrwertsteuererhöhungen, Naturkatastro-
phen), die auf eine Marktwirtschaft treffen, zügig im Zeitablauf abzubauen bzw. zu
verarbeiten.

Jede kurzfristig operierende, diskretionäre, vom Verstetigungspostulat abweichende
Geld- und Finanzpolitik, wie sie 1967 im StabGesetz ihren Niederschlag fand, erhöht
geradezu die Unsicherheiten der einzelwirtschaftlichen Planungen und Entscheidungen,
reduziert den Informationsgehalt der relativen Preise und mindert die Effizienz marktwirt-
schaftlicher Allokation.

Diese auf Keynes (und auf die Marx’sche Hypothese von der Anarchie der Märkte)
zurückgehende Instabilitätsannahme war es, die auch die Vertreter der Sozialen Markt-
wirtschaft veranlasste, den – vermeintlich besser informierten und bei seinem Handeln an
gesamtwirtschaftlichen Zielen ausgerichteten – Staat durch Prozesseingriffe in Märkte für
eine Stabilisierung ökonomischer Prozesse zu nutzen.

5 Schüller (2005).
6 Vgl. Thieme (21994) und Thieme (82003).
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Marktversagenshypothese

Staatliche Prozesseingriffe zur Wachstumsförderung, zur regionalen oder sektoralen
Strukturanpassung und zur Beschäftigungssicherung sind dann mit dem Konzept verein-
bar, wenn „Marktversagen“ vorliegt oder Marktprozesse „unerwünschte“ Ergebnisse ha-
ben. Der Mangel im ordoliberalen Konzept war im Referenzmodell der vollständigen Kon-
kurrenz angelegt, weil die realen Märkte nicht vollkommen sind und dauerhafte Markt-
macht und starre Preise tatsächlich die Effizienz marktlicher Allokation reduzieren.

In all diesen – häufig sehr schnell diagnostizierten – Fällen wurden staatliche Eingriffe
in die Marktprozesse als notwendig erachtet und begründet mit den Argumenten, der Staat
habe die besseren Informationen, könne schnell eingreifen und positive Effekte erreichen,
weil er sich dabei am Gemeinwohl orientiere.

Alle diese Argumente gelten mittlerweile theoretisch und empirisch als widerlegt:

• Staatliche Entscheidungsträger handeln wissensanmaßend (von Hayek), weil der Staat
keinen Informationsvorsprung vor den Privaten hat, die auf Märkten agieren.

• Die ökonomische Theorie des Politikerverhaltens und die Bürokratietheorie belegen
zudem, dass Politiker und Bürokraten keineswegs das häufig zitierte, gleichwohl nicht
definierte Gemeinwohl, sondern eigene Interessen (Stimmenmaximierung bei Wahlen,
Budgetmaximierung) mit ihrem Handeln verfolgen.

• Keinesfalls sind schnelle Effekte staatlichen Handelns zu erwarten, weil jede staatliche
Intervention mit erheblichen und variierenden Zeitverzögerungen (time lags) verknüpft
ist.

Zahlreiche theoretische und empirische Analysen belegen:
Wissensanmaßende, interessenorientierte und mit erheblichen Zeitverzögerungen be-

haftete staatliche Interventionen in Marktprozesse begründen Staatsversagen dort, wo
Fehlentwicklungen den Marktsystemen angelastet werden.

Teilbarkeitshypothese

Besonders sichtbar werden konzeptionelle Mängel dort, wo es um die Synthese von öko-
nomischer Effizienz und sozialem Ausgleich geht: In der Sozialen Marktwirtschaft sind
Elemente der liberalen, wettbewerblichen Marktkonzeption bei der Einkommensentste-
hung mit interventionistischen Staatskonzeptionen bei der Einkommensverteilung und
-verwendung kombiniert. Ziel war es, die am Markt entstehenden Einkommen aus Grün-
den des sozialen Ausgleichs umzuverteilen, oder – wie Beck es gemeint haben könnte –
Märkte (auch) nach sozialen Kriterien zu gestalten. Diese Sichtweise unterstellt, dass die
im Leistungswettbewerb auf Märkten vollzogene Allokation von Produktionsfaktoren und
Gütern beliebig abgetrennt werden kann vom – sozialen Zielen folgenden – Distributi-
onsprozess. Folgt man dieser Hypothese von der Teilbarkeit in ein Allokationssystem ei-
nerseits und in ein Distributionssystem andererseits, wären sozial motivierte Eingriffe in
Marktprozesse legitim. Viele der damit begründeten staatlichen Umverteilungsmaßnah-
men bis hin zu Zinssubventionen, die auch Müller-Armack als marktkonform bezeichnet
hat, haben dauerhafte Konflikte zwischen ökonomischer Effizienz und sozialem Ausgleich
begründet.
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Dies hat seine Ursache in der Unteilbarkeit von Allokations- und Distributionssyste-
men, die in allen dynamischen Marktwirtschaften durch das Spiel der relativen Preise de-
terminiert ist. Änderungen der relativen Preise – begründet durch technische Fortschritte,
Bedarfsverschiebungen, Naturkatastrophen usw. – signalisieren vorübergehende oder dau-
erhafte relative Knappheitsänderungen der Faktoren oder Güter und lösen Anpassungspro-
zesse auf den Märkten aus. Greift der Staat in dieses Marktspiel der relativen Preise ein –
und seien die Motive dafür noch so „sozial gerecht“ –, werden die Preis- und Knapp-
heitssignale verfälscht und es entstehen notwendigerweise Fehlanpassungen und Fehl-
allokationen. Sie induzieren ökonomische Ineffizienzen und behindern den Prozess der
Einkommensentstehung. Solche sozial motivierten Prozesseingriffe reduzieren die öko-
nomischen Wachstumspotenziale und unterhöhlen damit gerade die Voraussetzungen für
eine langfristig effiziente Sozialpolitik. Sozial motivierte Preiseingriffe haben dann höchst
unsoziale Auswirkungen.

Auch solche Umverteilungsmaßnahmen des Staates, die darauf abzielen, durch wirt-
schaftliche Marktmacht verursachte Monopolrenten abzubauen, sind wissensanmaßend,
weil ex ante nicht bestimmbar ist, wann eine im Wettbewerb entstandene transitorische
Monopolposition auf Machtausübung beruht oder zur Risikoabgeltung vorstoßender dy-
namischer Unternehmer notwendig ist.

Die Unteilbarkeit von Allokations- und Distributionssystem begründet schließlich auch,
weshalb Soziale Marktwirtschaft kein dritter Weg zwischen „administrativem Sozialis-
mus“ (DDR) und „Kapitalismus“, sondern eine spezifische, offensichtlich nur sehr schwer
umzusetzende Variante einer wettbewerblich geordneten und sozialen Zielen verpflichte-
ten Marktwirtschaft ist.

Defekte sozial motivierter Prozesseingriffe
Abschließend sollen einige Fallbeispiele zeigen, wie sozialpolitisch motivierte Interventio-
nen in Marktprozesse ökonomische Fehlanpassungen bewirken, die längerfristig unsoziale
Auswirkungen haben. Diese Beispiele sind ziemlich willkürlich ausgewählt; es gibt viel
mehr, die auf eine systematische Analyse wirtschafts- und sozialpolitischer Erfolgskon-
trolle warten.

• Ein – leider – dankenswertes Feld für solche Beispiele sind die Arbeitsmärkte, wobei
der Staat allerdings einen wichtigen Teil des Gestaltungsrechts, nämlich die Tarifauto-
nomie, auf das bilaterale Kartell der Gewerkschaften und Unternehmensverbände de-
legiert hat. Beide Marktseiten standen den staatlichen Interventionisten in nichts nach:
Der systematische Anstieg der Arbeitslosigkeit seit Mitte der 70er Jahre des vergange-
nen Jahrhunderts in Deutschland ist mitnichten Ergebnis neoliberaler Wirtschaftspoli-
tik, sondern – neben falscher Steuerpolitik des Staates – insbesondere zurückzuführen
auf so genannte Tarifvereinbarungen der Arbeitsmarktpartner. Deutlich wird dies an
den in Tarifverträgen vereinbarten Sockelbeiträgen für die unteren Lohngruppen. Mit
sozialer Gerechtigkeit begründet, sollte einfache Arbeit höhere Lohnzuschläge erhal-
ten. Diese wohlklingende Strategie des Preiseingriffs hat die Arbeitskosten für ein-
fache Arbeit überproportional erhöht, über den Produktivitätsfortschritt hinaus. Ein-
fache Arbeit ist leicht substituierbar durch Kapital (Beispiel: Kontoauszugsdrucker
und Geldautomaten in Banken) und kann zudem gut ins Ausland verlagert werden.
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Diese – über Jahre hinweg betriebene – Strategie hat die Arbeitslosigkeit bei weniger
Qualifizierten überproportional und systematisch ansteigen lassen. Sozial motivierte
Preiseingriffe haben insofern sehr unsoziale Konsequenzen.

Ähnlich könnten Kündigungsschutzrechte oder die jahrzehntelang praktizierten Strate-
gien der Arbeitszeitverkürzungen (bei vollem Lohnausgleich) sowie Frühverrentungen
auf ihre sehr unsozialen Effekte hin analysiert werden, was aus Zeitgründen nicht mög-
lich ist.
Immerhin geht die neuerliche politische Diskussion über staatliche Mindestlöhne in
die gleiche Richtung – als hätten wir nicht bereits soziale Absicherungen, und zwar
nicht erst seit den diversen Hartz-Reformen in unserer Gesellschaft. Alle Erstsemes-
ter in Düsseldorf jedenfalls haben bereits gelernt, dass jeder Mindestpreis notwen-
digerweise über dem gleichgewichtigen Marktpreis liegt und damit immer ein Ange-
botsüberhang entsteht, im Falle des Arbeitsmarktes also unfreiwillige Arbeitslosigkeit,
weil die Nachfrage zu dem – überhöhten – Preis geringer als das Angebot ist. Wenn
diese Mindestlöhne gedacht sind zur Abwehr von Niedriglohnangeboten aus dem (öst-
lichen) Ausland, dann wirken sie wie Schutzzölle auf dem Arbeitsmarkt, was nicht mit
den Grundfreiheiten in Europa vereinbar ist.

• Staatlich verordnete Mindestpreise kennen wir seit Jahrzehnten aus verschiedenen
Wirtschaftszweigen, und insbesondere aus der Landwirtschaft. Auch dort wurden und
werden sie eingesetzt, um soziale Einkommenssicherung zu betreiben. Um die Preise
über den Gleichgewichtspreisen zu halten, mussten staatliche Einfuhr- und Vorrats-
stellen gegründet werden, die die jeweiligen Überangebote (Butterberge, Apfelsinen-
berge usw.) am Markt aufkaufen, zu hohen Kosten lagern und anschließend nicht selten
vernichten mussten. Zinssubventionen für landwirtschaftliche Investitionsgüter haben
deren Preise wegen steigender Nachfrage erhöht und damit letztlich nicht den Landwir-
ten, sondern der Investitionsgüterindustrie genutzt. Welche Effekte hatten diese sozial
motivierten Preiseingriffe im wettbewerblichen Ausnahmebereich Landwirtschaft?

– Die Preiseingriffe mit jährlichen Milliardenbeträgen haben massive Fehlallokatio-
nen begründet. Die kapital- und düngemittelintensive Produktion hat die Erträge
massiv erhöht und zugleich die Umwelt belastet.

– Die Anpassungsprozesse im Agrarsektor wurden nicht verhindert, aber erheblich
verzögert (Anteil des Primärsektors am Bruttoinlandsprodukt von ca. zehn Prozent
1960 auf ca. 1,5 Prozent in 2005 reduziert). Die Art der Preisinterventionen hat
nicht unerheblich Konzentrationsprozesse im Agrarsektor gefördert.

Steuergutschriften (bzw. Negativsteuern) oder Schattenpreise für Umweltgüter hätten
die sozialen Ziele einer Einkommenssicherung ohne negative Allokationseffekte viel
besser gelöst.

• Ein besonders krasser Fall sozial begründeter Interventionen ist die Finanzierung der
gesamten Hochschulbildung. Hochschulbildung wurde bislang als öffentliches Gut
behandelt und über Steuern finanziert, obwohl Kosten und Erträge individuell zure-
chenbar sind. Die Aufnahme eines Studiums ist eine Investition in das individuelle
Fähigkeitspotenzial, also in individuelles Humanvermögen. Existiert kein Preis, fin-
det kein Auswahlprozess der Nachfrage statt und auch kein Anbieterwettbewerb. Sind
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wiederum aus sozialen Gründen zahlreiche Zusatzleistungen für Studierende subven-
tioniert (Mensa-Essen, öffentliche Verkehrsmittel, Versicherungsleistungen, Theater-
karten usw.), werden sich viele aus einzelwirtschaftlichen Vorteilen immatrikulieren,
ohne je das Bildungsangebot in Anspruch nehmen zu wollen. Dies wurde sehr deutlich
an der dramatischen Reduktion der offiziellen Studierendenzahlen nach Einführung
von Semesterbeiträgen in Höhe von 650 € für so genannte Langzeitstudierende ohne
Examen: Alle betroffenen Universitäten – auch die Heinrich-Heine-Universität Düs-
seldorf – haben in einem Jahr mehr als ein Viertel der immatrikulierten Studierenden
verloren, weil die Vorteile der Immatrikulation durch die Beiträge überkompensiert
wurden.
Sind mit diesen massiven Preisinterventionen die sozialen Ziele verwirklicht worden?
Mit Sicherheit nicht, wobei das Ausmaß verdeckter Umverteilungen zugunsten der Be-
zieher höherer Einkommen und Vermögen quantitativ nicht exakt erfasst werden kann,
weil unklar ist, welche Gruppen von Steuerzahlern besonders bei der Bildungsfinan-
zierung herangezogen werden. Immerhin lässt sich empirisch belegen, dass der Anteil
von Studierenden aus den niedrigen Einkommensschichten nicht gestiegen, sondern
zwischen 1982 und 2003 von 23 Prozent auf ca. zwölf Prozent sogar gesunken ist.
Auch hier gilt: Die ab 2007 fälligen so genannten Studienbeiträge in Höhe von 500 €

pro Semester, die keineswegs einen korrekten Investitionspreis repräsentieren, können
durch Vergabe von Leistungsstipendien bzw. Studienkredite mit langfristigen Rück-
zahlungsmodalitäten durchaus sozial gestaltet werden.

• Mietsubventionen, preisreduzierte Konzert- und Theaterkarten oder Schwimmbadbe-
suche sowie Inanspruchnahme von subventionierten Verkehrsleistungen sind weitere
bekannte Beispiele für Gestaltungsdefekte der staatlichen Prozesseingriffe. Auch in
diesen Fällen würde eine systematische empirische Analyse belegen, dass überpropor-
tional viele faktisch Begünstigte keineswegs förderungswürdige Sozialfälle sind.

Fazit
• Die neoliberale (oder ordoliberale) Konzeption einer Marktwirtschaft erfordert einen

starken Staat, dessen Stärke aber nicht an der Höhe der Steuereinnahmen oder Staat-
ausgaben bzw. der Staatsquote zu messen ist, sondern vielmehr daran, dass er

– konsequent wettbewerbliche Ordnungsbedingungen durchsetzt und dauerhafte
Marktmacht wirksam bekämpft;

– so wenig wie möglich direkt in die Preis-Mengen-Beziehungen von Marktprozes-
sen eingreift und das „Spiel“ der relativen Preise stört;

– soziale Ziele nicht über Marktpreise, sondern durch direkte Transfers verwirklicht.

• Im Konzept der „Sozialen Marktwirtschaft“ bestehen „Leerstellen“. Sie können durch
systematische Regeln ordnungspolitisch reduziert oder behoben werden. Die wirt-
schaftlichen Schwierigkeiten in Deutschland beruhen jedenfalls nicht auf dem neo-
liberalen Ordnungskonzept, sondern auf massiven Defekten jener Wirtschaftspolitik,
die mit sozialen Begründungen direkt in Marktprozesse eingreift.

• Es sind nicht Besserwisserei oder soziale Arroganz, die das ordoliberale Gestaltungs-
konzept einer freien Gesellschaft prägen. Es ist vielmehr das Wissen darüber, zu wenig
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zu wissen über die Detailwirkungen von Markteingriffen. Deshalb müssen Interventio-
nen in vorzüglich funktionierende, aber sehr komplizierte Wettbewerbsprozesse unter-
bleiben. Nationalökonomen sind – wie andere Wissenschaftler auch – recht gut bei
Mustervorhersagen, aber schlecht bei Detailprognosen. Deswegen wirft Friedrich Au-
gust von Hayek jenen Politikern und den sie beratenden Wissenschaftlern, die Preis-
Mengen-Interventionen auf einzelnen Märkten praktizieren und propagieren, „Anma-
ßung von Wissen“ vor.

• Auch und insbesondere die Studierenden unter den Zuhörern sollten aus Eigeninteresse
streitbar mit der wettbewerblichen Marktwirtschaft umgehen. Deren Funktionieren ist
Voraussetzung dafür, individuelle Freiheit und soziale Ziele in der Zukunft zu verwirk-
lichen. Deshalb sollte jedem misstraut werden, der Preiseingriffe in Marktprozesse mit
„sozialer Gerechtigkeit“ begründet.
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